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(No. 485.) > Mokiffkations⸗Urkunde der zwiſchen Preußen und Baiern unter dem roten Des 
„ zember 1817. abgeſchloſſenen Kartel⸗Kondentton. Vom ten Juni 1818, 


Wi Zriedvic, Wilpein, von, Gottes Cuaden, Mnig ben 


Preußen ꝛc. dc. | 
Thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: SR 

Nachdem Wir mit Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Baiern, zur Be⸗ 
forderung des zwiſchen Unſern Staaten beſtehenden freundnachbarlichen Ver⸗ 
nehmens, uͤbereingekommen ſind, eine Konvention wegen gegenſeitiger Aus⸗ 
lieferung der beiderſeitigen Deſerteurs und ſonſt austretenden militairpflichtigen 
Mannſchaft abſchließen zu laſſen; und die zu dieſem Behuf ernannten Bevoll⸗ 
maͤchtigten, naͤmlich: Unſrerſeits, Unſer Generallieutenant und Staats miniſter, 
außerordentlicher Geſandter und bevollmaͤchtigter Miniſter am Königlich Bat: 
riſchen Hofe ꝛc. Friedrich Wilhelm von Zaſtrow, und Seitens Seiner 
Majeſtaͤt des Königs von Baiern, Höchfidero Kammerer, Staatsminiſter des 
Koͤniglichen Hauſes und des Aeußern ꝛc. Alo ys Franz Xaver Graf von 
Rechberg und Rothenlöͤwen, unter dem ı6ten Dezember 1817. eine 

Konvention unterzeichnet haben, welche wörtlich folgendermaßen lautet: 
0 Nachdem Ihre Koͤnigliche Majeſtaͤten von Preußen und von Baiern, 
zu mehrerer n des zwiſchen beiden Staaten beſtehenden nachbar⸗ 
lochen Vernehmnens, eine Konvention wegen gegenſeitiger Auslieferung der 
beiderſeitigen Deſerteurs und ſonſt austretenden militairpflichtigen Mann⸗ 
ſchaft zu errichten befchloffen haben; ſo ſind zu dem Ende beauftragt und 
bevollmaͤchtigt worden: von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen, 
Allerhoͤchſtdeſſen Generallieutenant und Staatsminiſter, außerordentlicher 
Geſandter und bevollmaͤchtigter Miniſter am Koͤniglich⸗Bairiſchen Hofe, 
Friedrich Wilhelm von Zaſtrow, Ritter des großen rothen Adler⸗ 
f Ordens, des Militairverdienſt „Ordens, des eiſernen Kreuzes, des Kur⸗ 
heſſiſchen großen Loͤwen⸗ und des Heſſiſchen Militairverdienſt⸗Ordens; und 
Jahrgang 1818. ee 8 >= von 


(Ausgegeben zu Berlin den 1ſten Oktober 1818. 
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von Sr. Majeflät dem Könige von Baiern, Allerhoͤchſtdeſſen Kämmerer, 
Staatsminiſter des Königlichen Hauſes und des Aeußern, Aloys Fran 3 
Xaver Graf von Rechberg und Rothenlöwen, des Ordens vom 
heiligen Hubert Ritter, vom heiligen Georg und des Civilverdienſt⸗Ord eas 
der Bairiſchen Krone, und des Koͤniglich-Ungariſchen St. Stephan⸗Ordens 
Großkreuz ꝛc.; welche nachſtehende Vertragspunkte, unter Vorbehalt beider⸗ 
ſeitiger Allerhoͤchſten Ratifikation, verabredet und feſtgeſtellt haben 


a Erſter Artikel. a 
Alle in Zukunft, und zwar von dem Tage der Publikation gegenwaͤr⸗ 
tiger Konvention, nach vorausgegangener Ratifikation, an gerechnet, von 
den Armeen der beiden hohen Eontrahirenden Theile, unmittelbar oder mittel⸗ 
bar in des andern Lande oder zu deſſen Truppen, wenn dieſe ſich auch außer⸗ 
halb ihres Vaterlandes befinden follten, deſertirende Militairperſonen, ſollen 
gegenfeitig ausgeliefert werden. 3 i 


Zweiter Artikel. | AR 
Als Deſerteurs werben, ohne Unterſchied des Grades oder der Waffe, 


alle diejenigen angeſehen, welche zu irgend einer Abtheilung des ſtehenden 


Heeres oder der mit demſelben in gleichem Verhaͤltniſſe ſtehenden bewaffneten 
Landesmacht, nach den geſetzlichen Beſtimmungen eines jeden der beiden 


Staaten, gehoͤren, und demſelben mit Eid und Pflicht verwandt ſind, mit 
Inbegriff der bei der Artillerie oder uͤbrigem Militairfuhrweſen dienenden 


Trainſoldaten oder ſonſt etwa angeſtellten Knechte. 
Ein Gleiches findet auch auf die Dienerſchaft der Offiziere und die mit⸗ 
genommenen Pferde und Effekten Anwendung. N 


Dritter Artikel. 


| 


Sollte der Fall vorkommen, daß ein Dejerteur der hohen kontrahirenden 


Mächte früher ſchon von einer andern Macht defertirt waͤre; ſo wird dennoch, 
ſelbſt wenn mit der letztern ebenfalls Auslieferungsvertraͤge beſtaͤnden, die 
Auslieferung ſtets an diejenige der hohen kontrahirenden Maͤchte erfolgen, 
deren Dienſte er zuletzt verlaſſen hat. Wenn ferner ein Soldat von den 
Truppen eines der paziszirenden Souverains zu denen eines Dritten, oder 
von dieſen wiederum in die Lande des andern paziszirenden Souverains, 


oder ſonſt zu deſſen Truppen, deſertirt; fo kommt es darauf an, ob letzterer 


Souverain mit jenem Dritten ein Kartel hat. Iſt dieſes der Fall, ſo wird 
der Deſerteur dahin abgeliefert, woher er zuletzt entwichen iſt; im entgegen⸗ 
geſetzten Falle aber wird er dem paziszirenden Souverain, defen Dienſte er 
zuerſt verlaſſen hat, ausgeliefert. 5 ER a 


Vier⸗ 


iin cn an Miene Ar ter ‚Meleisr? e e 
Nur folgende Falle werden als Grunde, die Auslieferung eines Deſer 
feurd zu verweigern, anerkann: b 
a) wenn der Deſerteur aus den Staaten bes jenſeitigen hohen Souverains, 
ſo wie ſie durch die neueſten Vertraͤge begraͤnzt find, gebuͤrtig iſt, und 
aalſo vermittelſt Deſertion nur in ſeine Heimath zuruͤckkehrt ; 
b) wenn ein Deſerteur in dem Staate, in welchen er uͤbergetreten HE; ein 
Verbrechen begangen hat, deſſen Beſtrafung vor ſeiner Auslieferung die 
f Landesgeſetze erfordern. Wenn nach überſtandener Strafe, in ſofern 
dieſe es zuläßt, der Deſerteur ausgeliefert wird, ſollen die denſelben 
betreffenden Unterſuchungsakten, entweder im Original oder auszugs⸗ 
weiſe und in beglaubten Abſchriften, übergeben werden, damit ermeſſen 
werken könne, ob, ein dergleichen Deſerteur noch zum Militairdienſt 
geeignet ſey, oder nicht 1 
Schulden oder andere von einem Deſerteur eingegangene Verbindlich 
keiten geben dagegen dem Staate, in welchem er ſich aufhaͤlt, kein Recht, 


BD! 


deſſen Auslieferung zu verſagen. i 
N 5 23 4778 Fünfter Artikel, = BE 
Die Verbindlichkeit zur Auslieferung erſtreckt ſich auch auf die Pferde, 
Saͤttel, Reitzeug, Armatur, Montirungsſtücke und ſonſtige herrſchaftliche 
Militaireffekten, welche von dem Deſerteur etwa mitgenommen worden ſind, 
und tritt auch dann ein, wenn der Deſerteur ſelbſt, nach den Beſtimmungen⸗ 
des vorhergehenden Artikels, nicht ausgeliefert wird. 6 
er Sechster Artikel. ; 

Um durch die moͤglichſte Regelmaͤßigkeit die Auslieferung zu beſchleunigen, 
ſind beide hohe kontrahirende Theile uͤber beſtimmte an ihren Graͤnzen bele⸗ 
gene, Ablieferungsorte uͤbereingekommen, und wird von Königlich⸗Preußiſcher 
Seite hierzu Saarlouis und Erfurt, und von Königlich⸗Baitiſcher Seite 
Zweibrükken und Kronach, angenommen. In dieſen genannten Ablie⸗ 
ferungsorten wird eine gegenſeitig bekannt zu machende Behörde mit der 
Empfangnahme der Deſerteurs und ſofortigen Bezahlung aller in den nach⸗ 
folgenden Eilften und Dreizehnten Artikeln ſtipulirten Koſten beauftragt werden. 

„„ Siebenter Artikel. RER 
. Die Auslieferung geſchieht in der Regel freiwillig, und ohne erſt eine 
Requiſition abzuwarten. Sobald daher eine Militair- oder Civilbehoͤrde 
eigen jenſeitigen Deſerteur entdeckt, wird derſelbe, nebſt den etwa bei ſich 
habenden Effekten, Pferden, Waffen ıc, ſofort, unter Beifuͤgung eines auf⸗ 

3 * 2 FJZiuneh⸗ 
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zunehmenden Protokolls, an die jenſeitige Behoͤrde im naͤchſten Ablieferungs⸗ 
orte gegen Beſcheinigung uͤbergeben. FF 


f Sollte aber ein Deſerteur der Aufmerkſamkeit der Behörden desjenigen 
Staates, in welchen er uͤbergetreten iſt, entgangen ſeyn; ſo wird deſſen Aus⸗ 
lieferung ſogleich auf die erſte desfallſige Requiſition erfolgen, ſelbſt dann, 


Auslieferung, bis zur naͤhern Berichtigung der angegebenen Thatſachen, An⸗ 
ſtand zu geben. Da 1 J 


von dem Militair als ſolche erkannt und verhaftet werden; von den Eivilbe⸗ 
hoͤrden aber diejenigen, bei denen dies der Fall nicht ff, ausgeliefert. f 


ſo ſind die Königlich⸗Bairiſchen Behörden verpflichtet, dergleichen Deſerteurs 
von ſolchen hinterliegenden dritten Staaten anzunehmen, und den weitern 
Transport nach den im Sechsten Artikel beſtimmten Preußiſchen Ablieferungs⸗ 
orten in eben der Art zu vetanſtalten, als ob ſolche Deſerteurs innerhalb der 
Koͤniglich⸗Bairiſchen Staaten ſelbſt zuerſt ergriffen worden wären. 
Eine gleiche Verpflichtung findet auf Seiten der Koͤniglich⸗Preußiſchen 


Behörden ſtatt, wenn in ähnlichen Faͤllen, auf den Grund zwiſchen Seiner 


Majeſtaͤt dem Könige von Baiern und andern Staaten beſtehender Kartel⸗ 


Konventionen, Koͤniglich⸗Bairiſche Deſerteurs das Koͤniglich⸗Preußiſche Ge⸗ 


biet paſſiren müſſen, um ihre Auslieferung zu bewirken. 


deren Folge Auslieferungsfälle Preußiſcher Deſerteurs vorkommen; 


Ei 


— nern, 


| 0 ne Artikel. 8 2 
An unterhaltungs koſten werben der auslieferndern Macht für jeden De- 
ſerteur, vom Tage feiner Verhaftung an, bis zum Tage der Auslieferung 
einſchließlich, fuͤr den Tag Drei Groſchen Preußiſch Kourant, oder Dreizehn 
Kreuzer Rheiniſch; fuͤr ein Pferd aber täglich Sechs Pfund Hafer, Acht 
Pfund Heu und Drei Pfund Stroh, gut gethan. 5 


zahlung erfolgt, ohne die geringſte Schwierigkeit, gleich bei der Auslieferung. 


St de 9) er den Truppen des Souverains, der ihn auszu⸗ 
liefern hat, angeworben ſeyn ſollte, etwa wegen des Handgeldes, genoſſener 


moͤchte, nicht gefordert werden; auch findet bei dem im Vierten Artikel, 


, 


a Deſerteur einliefert, ſoll eine Gratiftka⸗ 
tion von Fünf Thalern Preußiſch Kourant, oder Acht Gulden und Fuͤnf und 


Bedenken entgegenſteht, nicht aufzuhalten. 


— 


1 


5 Funfzehnter Artikel. 8 

8 Allen Behörden, beſonders den Graͤnzbehoͤrden, wird es ſtrenge zur 
Pflicht gemacht werden, auf die jenſeitigen Deſerteurs ein wachſames Auge 
zu haben, und daher einen Jeden, aus deſſen Ausſagen, Kleidung, Waffen 
oder andern Anzeichen ſich ergiebt, daß er ein ſolcher Deſertenn ſey, ſogleich, 
ohne erſt eine Requiſition deshalb abzuwarten, unter Aufſicht zu ſtellen, oder 
nach Umständen zu verhaften 
s x Sechszehnter Artikel. 5 Ds 

= Alle, nach der Verfaſſung der beiderſeitigen Staaten, militairpflichtige 
zoder zur bewaffneten Landesmacht gehörige Unterthanen, welche ſich, von 
Zeit der Publikation diefer Konvention an, in die Lande des andern Souve⸗ 
rains oder zu deſſen Truppen begeben, find der Auslieferung ebenfalls unter⸗ 
worfen, und es ſoll mit dieſer Auslieferung im Uebrigen, ſowohl in Hinſicht 
der dabei zu beobachtenden Form, als auch wegen der zu erſtattenden Ver⸗ 
pflegungskoſten, eben fo gehalten werden, wie es wegen der Auslieferung 
militairiſcher Deſerteurs in dieſer Konvention beſtimmt iſt. u 
ee) allen ſolchen Auslieferungen aber wird ein Kartelgeld nicht entrichtet. 
8 Siebenzehnter Artikel. cf 
Um den im vorſtehenden Artikel enthaltenen Beſtimmungen noch mehr 
entgegen zu kommen, ſollen diejenigen Individuen, welche nach den Geſetzen 
eines jeden der paziszirenden Staaten in militairpflichtigem Alter find und, 
bei Ueberſchreitung der jenſeitigen Graͤnze, ohne eine hinreichende Legitimation 
vorzeigen zu koͤnnen, den Verdacht auf ſich ziehen, daß fie. ſich der Militair⸗ 
pflichtigkeit gegen ihren Staat entziehen wollen, ſofort zuruͤckgewieſen, und 
dergleichen Perſonen weder Aufenthalt noch Zuflucht in dem jenſeitigen Staate 


SB 


En Den beide rſeitigen Behörden und Unterthanen wird ſtrenge unterſagt 


einer nachdrücklichen Geld- oder Gefängnißſtrafe belegt. 


* 


2ͤð ‚?²k i 
3 wanzigſter Artikel. 8 

Gleihtnäßig wird es den Unterthanen beider hohen kontrahirenden Maͤch⸗ 
le unterſagt werden, von einem jenfeitigen Deſerteur Pferde, Sättel⸗ und 
Reitzeug, Armatur⸗ und Monttrungsſtücke und andre Militair⸗Requiſtten zu 
kaufen, oder ſonſt an ſich zu bringen. Der Uebertreter dieſes Verbots wird 
nicht nur zur Herausgabe dergleichen an ſich gebrachter Gegenſtaͤnde, ohne 
den mindeſten Erſatz, oder zu Erſtattung des Werths angehalten, ſondern 
noch uͤberdies mit willkuͤhrlicher Geld- oder Gefaͤugnißſtrafe belegt werden, 
wenn bewieſen wird, daß er wiſſentlich von einem Deſerteur etwas gekauft 
oder an ſich gebracht hat. 5 

ES Ein und zwanzigfter Artikel. 

Indem auf dieſe Art eine regelmäßige Auslieferung der gegenſeitigen 
Deſerteuts und Militairpflichtigen eingeleitet iſt, wird jede eigenmaͤchtige 
Verfolgung eines Deſerteurs auf jenfeitigem Gebiete, als eine Verletzung des 
letztern, ſtreng unterſagt und forgfaͤltig vermieden werden. Wer ſich dieſes 
Vergehens ſchuldig macht, wird, wenn er dabei betroffen wird, ſogleich 
verhaftet und zur geſetzlichen Beſtrafung an feine Regierung abgeliefert werden. 

Zwei und zwanzigſter Artikel. 5 

Als eine Verletzung des Gebiets iſt es indeſſen nicht anzuſehen, wenn 

von einem Kommando, welches einen oder mehrere Deſerteurs bis an die 
Graͤnze verfolgt, ein Nommandirter in das jenſeitige Gebiet geſandt wird, 
um der nächſten Ortsobrigkeit die Deßertion zu melden. 32 

Dieſe Obrigkeit muß vielmehr, wenn der Deſerteur ſich in ihrem Be⸗ 
reiche befindet, denſelben ſofort verhaften, und wird in dieſem Falle, wie 
überhaupt jedesmal, wenn ein Deſerteur von der Civilobrigkeit oder der Mi⸗ 
litairbehoͤrde verhaftet wird, kein Kartelgeld gezahlt. Der Kommandirte 
darf ſich aber keinesweges an den Deſerteur vergreifen, widrigenfalls er nach 
dem Ein und zwanzigſten Artikel zu behandeln iſt. Bar 

| Drei und zwanzigſter Artikel. 


7 N 


FJiaede gewalkſame oder heimliche Anwerbung im jenſeitigen Territorium, 
Verführung jenſeitiger Soldaten zur Deſertion, oder anderer Unterthanen zum 
Austreten, mit Verletzung ihrer Militairpflicht, iſt ſtreng unterſagt. Wer 
eines ſolchen Beginnens wegen in dem Staate, wo er ſich deſſen ſchuldig ge⸗ 
macht, ergriffen wird, iſt der geſetzlichen Beſtrafung deſſelben unterworfen. 
Wer ſich aber dieſer Beſtrafung durch die Flucht entzieht, oder, von ſeinem 
Vaterlande aus, auf obige Art auf jenſeitige Unterthanen zu wirken ſucht, wird 
auf desfallſige Requiſttion in ſeinem Vaterlande zur Unterſuchung und nach⸗ 
druͤcklichen Strafe gezogen werden. 5 
N f iet 


174 
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Vier und zwanzig ſter Artikel. i ö 
: Diejenigen, welche vor Bekanntmachung dieſer Konvention von den 
Truppen der einen der hohen kontrahirenden Maͤchte deſertirt ſind und entweder 
bei der Armee des andern Souverains Militairdienſte genommen haben, oder 
ſich, ohne dergleichen wiederum ergriffen zu haben, in deſſen Landen auf⸗ 
halten, find. der Reklamation und Auslieferung nicht unterworfen, 
Fuͤnf und zwanzigſter Artikel. ee! 
Dieen Landeskindern beider Theile, welche zur Zeit der Publikation wirk⸗ 
lich in dem Militairdienſt des andern Souverains ſich befinden, ſoll die Wahl 
freiſtehen, entweder in ihren Geburtsort zuruͤckzukehren, oder in den Dien⸗ 
ſten, in welchen ſie ſich befinden, zu bleiben. Doch muſſen ſie ſich laͤngſtens 
binnen Einem Jahre, nach Publikation gegenwaͤrtiger Konvention, diesfalls be⸗ 
ſtimmt erklären, und es ſoll deßjenigen, welche in ihre Heimath zuruͤckkeh⸗ 
ren wollen, der Abſchied unweigerlich ertheilt Weine 
i ; Sechs und zwanzigſter Artikel. a E 
Gegenwaͤrtige Konvention, deren Ratifikation binnen Sechs Wochen 
uingewechſelt werden ſoll, wird von den hohen kontrahirenden Mächten beider: 
ſeits, zu gleicher Zeit, zur genaueſten Befolgung publizirt werden, und ift 
gültig und geſchloſſen auf Sechs Jahre, mit ſtillſchweigender Verlaͤngerung 
bis zu erfolgender Aufkuͤndigung, welche ſodann jederzeit jedem der hohen 
kontrahirenden Theile Ein Jahr voraus freiſteht. e 
So geſchehen und unterzeichnet zu Muͤnchen, den 16ten Dezember 1817. 
(L. S.) Zaſtrow. (L. S.) Graf von Rechberg. 


So haben Wir dieſe Konvention, nach vorheriger Durchſicht, genehmigt und 
katifizirt, wie wir fie. durch die gegenwärtige Urkunde genehmigen und rati⸗ 
fiziren, indem Wir fuͤr Uns und Unſere Nachfolger Unſer Koͤnigliches Wort 
geben, fie zu erfüllen und aufrecht zu erhalten, auch keine Eingriffe in die⸗ 
ſelbe zu geſtatten. 3555 er 
Des zur Urkund haben Wir die gegenwaͤrtige Ratifikation Hoͤchſteigen⸗ 
haͤndig unterſchrieben und mit Unſerm Königlichen. Inſiegel verſehen laſſen. 
Gegeben Königsberg, den 6ten Juni 1818. ö € 


es) Friedrich Wilhelm. 
4. 1540 „tagt Maui ae Fund a Kür v. Hardenberg. 
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(No, 486.) Geſetz wegen Einfuhrung eines Fabrik⸗Zelchens in den Provinzen Schleſien, 
8 Poſen, Preußen, Weſtpreußen, Pommern, Brandenburg und Sachſen, 
auf dem daſelbſt verfertigten Stabeiſen. Vom aten Juli 1818. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
8 Preußen ꝛc. dc. | 
finden Uns veranlaßt, in den Provinzen Schleſten, Poſen, Preußen, Weſt⸗ 
preußen, Pommern, Brandenburg und Sachſen, den Gebrauch beſonderer 
Fabrikzeichen auf dem daſelbſt verfertigten Stabeiſen einfuͤhren zu laſſen, und 
verordnen daher, nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, fuͤr die 
gedachten Provinzen hiermit Folgendes = , 1 


2. 


5% $ 1. 2 55 8 7 FREE: 2 A 
Alle Beſitzer von Eiſenhüͤtten find fortan verpflichtet, das auf denſelben 
verfertigte geſchmiedete oder gewalzte Stabeiſen ſogleich bei der Fabrikation 
mit einem, vom Miniſterio des Handels genehmigten und oͤffentlich bekannt 
gemachten, Fabrikzeichen zu ſtempeln. 


. f 8 a 
Die Beſitzer der Huͤttenwerke ſind befugt, dies Zeichen durch die ihnen 
vorgeſetzte Regierung in Vorſchlag zu bringen. Keinem ſoll die fernere Fuͤh⸗ 
rung des Zeichens verſagt werden, das er bereits vor Bekanntmachung dieſes 
Geſetzes offenkundig und unwiderſprochen zu Bezeichnung ſeines Stabeiſens 
gebraucht hat. Neu vorgeſchlagene Zeichen ſollen dagegen nicht genehmigt 
werden, wenn ſie zu nachtheiligen Verwechſelungen Anlaß geben. 


wer : H. 3. % 

Die genehmigten Fabrikzeichen werden in ein Regiſter beim Miniſterio 
des Handels eingetragen, und den Huͤttenbeſitzern wird durch die Regierung 
ein Zeugniß darüber zugefertigt. Gleichzeitig erfolgt die Bekanntmachung 
durch das Amtsblatt. Für jede Eiſenhuͤtte faͤngt mit dieſer Bekanntmachung 
bezeichnen Verpflichtung an, ihr Stabeiſen nach H. I. damit zu 
bezeichnen. a . 5 Eu 


3 = F. 4. i 1 
Alles fertige Stabeiſen, welches nach Ablauf dreier Monate, von Be⸗ 
kanntmachung dieſes Geſetzes ab, auf den Huͤttenwerken ohne ihr Fabrik⸗ 
zeichen vorgefunden oder von denſelben ohne dies Zeichen verſendet wird, ſoll 
von den Ortspolizei-Behoͤrden in Beſchlag genommen, und nur nach vollzo⸗ 
gener Bezeichnung frei gegeben werden. a 
Außerdem ſoll der Beſitzer der Huͤtte, wenn er die Bezeichnung, dieſem 
Geſetze entgegen, unterlaſſen hat, fuͤr jeden Zentner unbezeichneten Stabeiſens 
Jahrgang 1818. N. Einen 
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Einen Thaler Strafe erlegen, wovon zwei Drittheile Beinfehtäen gebühren, 
der den Mangel des Gabritzeichens entdeckt und angezeigt hat. 


H. 3. 

Wer ſich auf einer Eiſenhütte an dem daſelbſt verfertigten Stabeiſen 
eines andern als des fuͤr ſie genehmigten Fabrikzeichens bedient, ſoll nach 
Beſchaffenheit der Verſchuldung und des daraus entſtandenen Nachtheils, mit 
Gefaͤngniß⸗ oder Zuchthausſtrafe von ſechs Wochen bis zu drei Jahren be⸗ 
legt werden. 

Wir beauftragen Unſer Miniſterium des Handels, dies Geſetz zur Voll⸗ 
ziehung zu bringen, und befehlen Unſern Polizei⸗ und Juſtizbeamten, den 
Beſitzern der Eiſenhuͤttenwerke, und uͤberhaupt allen Einwohnern Unſerer 
Staaten, ſich danach gebuͤhrend zu achten. 

Gegeben St. Petersburg, den Zten Juli 1818. 


Friedrich Wilhelm. 
E. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
> Beglaubigt: 
Drieſe 


(No: 487.) Bekanntmachung über die Kartel-Konvention zwiſchen Preußen und Sachſen⸗ 
Hildburghauſen. Vom 26ſten Auguſt 1818. 


Zuire⸗ der Koͤniglich⸗Preußiſchen und der Herzoglich-Sachſen-Hildburg⸗ 
hauſenſchen Regierung iſt unterm 20ſten Juni d. J. eine Kartel-⸗Konvention 
abgeſchloſſen worden, welche in allen weſentlichen Beſtimmungen mit der 
durch die 3 No. 40. publizirten Kartel=- Konvention vom Zten 
Mai d. J. mit der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung 
Nabe iſt. Statt des vollſtaͤndigen Abdrucks genuͤgt zur naͤhern Kennt⸗ 
niß der Verſchiedenheit, daß 

1) der Iofe Artikel der Konvention vom Zten Mai, als in beſonderm Ver⸗ 
haͤltniſſe begründet, in der Kartel- Konvention mit der Herzoglich⸗ Sach⸗ 
ſen⸗Hildburghauſenſchen Regierung fehlt, und daher die Artikel 10. 
bis 25. der letztern mit den Artikeln II. bis 26. der erſtern uͤberein⸗ 
ſtimmen; 

2) im Artikel 6. Preußiſcher Seits die Stadt Schleuſingen, und Hild⸗ 
burghauſenſcher Seits die Stadt e en zu Ablieferungs⸗ 
orten beſtimmt ug 

Indem 
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Indem dieſe Konvention, welche vom Tage der beiderſeits zu gleicher 
Zeit zu bewirkenden Publikation an, in Kraft tritt, hierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird, iſt es der Wille Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs, daß 
dieſelbe von allen Militair⸗ und Civil⸗Behoͤrden, wie auch von ſaͤmmtlichen 
Allerhoͤchſt⸗Ihren Unterthanen in allen Stuͤcken auf das Genaueſte befolgt 
werde. ee 

Span, den 26ſten Auguſt 1818. 
Der Staatskanzler 
C. Fuͤrſt v. Hardenberg. 


(No. 488.) Allerhoͤchſte Kablnetsorder vom 29ſten Auguſt 18 18., die Theilnahme des 
. Mllitairs bei der Feuerpolizei betreffend. 


U. d Zweifel zu heben, welche uͤber die Theilnahme des Militairs bei 
der Feuerpolizei zwiſchen den Civil und Militairbehoͤrden hin und wieder 
Statt gefunden haben, ſetze Ich, auf das daruͤber von dem Staatsrath erſtat⸗ 
tete Gutachten, hiermit Folgendes feſt: 
1) Das Militair nimmt bei wirklichen Feuersbruͤnſten am Loͤſchen in der 
Regel gar nicht, oder nur dann Theil, wenn es durchaus nöthig wird, 
und die leitende Civilbehoͤrde ſelbſt darum anſucht. Außerdem beſchraͤnkt 
ſich hier die Einwirkung des Militairs auf Bewachung der Zugaͤnge und 
Erhaltung der Ordnung. Ausnahmen werden hauptſaͤchlich nur bei 
Königlichen Magazinen, beſonders wenn fe militairiſche Vorraͤthe ent⸗ 
f halten, vorkommen koͤnnen. 
2) Die Anordnung der Feuerloͤſchanſtalten und die Revifion derſelben wer⸗ 
den, der Ort mag eine militairiſche Beſatzung enthalten oder nicht, 
durch die Civilbehoͤrde nach den allgemeinen Vorſchriften, und mit Be⸗ 
ruͤckſichtigung der Lokalverhaͤltniſſe, fo umfaſſend und beſtimmt, als es 
die Umſtaͤnde nur immer geſtatten, entworfen und feſtgeſetzt. 
3) Befindet ſich eine militairifche Beſatzung in dem Orte, ſo werden dem 
Befehlshaber derſelben, iſt es ein Gouverneur oder Kommandant, die⸗ 
ſem — die entworfenen Beſtimmungen mitgetheilt, und dem militairi⸗ 
ſchen Befehlshaber ſteht es frei, ſeine Bemerkungen daruͤber, ſo wie 
etwanige Vorſchlaͤge zur Verbeſſerung, abzugeben, welche die Civilbehoͤrde 
in pflichtmaͤßige Erwägung ziehen, und ſofern fie dagegen nichts von 
Erheblichkeit zu erinnern findet, beruͤckſichtigen muß. er 
: : . 40 Koͤn⸗ 
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) Können ſich beide Behörden deshalb aber nicht vereinigen, ſo mag den 
militairiſche Befehlshaber die Sache bei der naͤchſten vorgeſetzten Civil. 
behörde zur Sprache bringen, auch noͤthigenfalls dem kommandirenden 
General davon Anzeige machen, welcher alsdann über die Sache mit 
der betreffenden hoͤhern Civilbehoͤrde verhandeln, und fo eine Entſchei⸗ 
dung bewirken wird. Fr 25 
5) Die Ortspolizeibehoͤrde muß ferner den militairiſchen Befehlshaber fort⸗ 
während, in Kenntuiß erhalten, daß nach den gemachten Einrichtungen 
auch unausgeſetzt verfahren werde, und ihm von den periodiſchen Unter⸗ 
ſuchungen der Feuerloͤſchanſtalten, und was dahin gehoͤrt, vorher immer 
Nachricht geben. Dem militairiſchen Befehlshaber ſteht es frei, ſich 
durch Hinſendung einer Militairperſon von der Ausfuͤhrung zu uͤber⸗ 
zeugen. Bei vorgefundenen Maͤngeln iſt demſelben zwar nur eine Nach⸗ 
frage geſtattet, bei nicht befriedigender Antwort darauf, iſt er aber ver- - 
pflichtet, die Sache in der im vorigen H. beſtimmten Art hoͤhern Orts 
zur Sprache zu bringen. : 53 
Findet der militairiſche Befehlshaber es unter beſondern Umſtaͤnden 
unumgänglich nöthig, ſelbſtthaͤtig einzugreifen; fo thut er es auf eigene 
Verantwortlichkeit, und muß ſich nachher ausweiſen, daß ſolches zur 8 
Abwendung großer Ungluͤcksfaͤlle durchaus nothwendig war. f | 
69), Werden Abänderungen in den gemachten Einrichtungen durch eintre- 
tende Umſtaͤnde nöthig; fo gehen ſolche von der Eivilbehoͤrde aus, und 
es wird, wie H. 3. 4. und 5. verfahren. 
7) Im Kriege, beſonders in bedroheten Feſtungen, treten natuͤrlicher 
Weiſe andere Verhaͤltniſſe ein, die ſich hauptſaͤchlich nur aus den Um⸗ 
ſtaͤnden ergeben koͤnnen. ee 
Ich beauftrage Sie hierdurch, dieſem gemäß uͤberall das Noͤthige an 
die Behörden zu verfuͤgen. 2 a ee 
Berlin, den 29ſten Auguſt 1818. 


5 5 Friedrich Wilhelm. 
: 5 den Staatskanzler Herrn Fuͤrſten v. Hardenberg. 
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